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geben werden muß, wobei zu berücksichtigen ist, daß die 
Mehrzahl der Leitungsmitglieder ehrenamtlich tätig ist. Des­
halb sollten langfristig zu treffende Entscheidungen der zu­
ständigen Gewerkschaftsleitung vor ihrer planmäßigen Lei­
tungssitzung zugeleitet werden. So wird erreicht, daß die 
Leitungsmitglieder ihre ehrenamtliche Tätigkeit besser mit 
der Erfüllung ihrer Arbeitsaufgabe in Übereinstimmung brin­
gen können.7

Welche Gewerkschaftsleitung ist zuständig?

Nur wenige der gewerkschaftlichen Zustimmungsrechte sind 
ausschließlich der BGL übertragen. Eine solche ausdrückli­
che Beschränkung der Befugnis ist für folgende Zustimmun­
gen gegeben:
— zum Erlaß der Arbeitsordnung (§ 92 Abs. 1 AGB);
— zum Erlaß betrieblicher Regelungen auf dem Gebiet des 

Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes (§ 202 Abs. 2 
AGB);

— zur Verwendung von Mitteln aus anderen Fonds für gei­
stig-kulturelle und sportliche Zwecke sowie zur sozialen 
Betreuung der Werktätigen (§ 237 Abs. 3 AGB);

—zur fristgemäßen Kündigung und fristlosen Entlassung von 
AGL-Mitgliedern, . Gewerkschaftsgruppenfunktionären8 9 
und Konfliktkommissionsmitgliedern sowie zur Über­
tragung einer Arbeit außerhalb des Wahlbereiches für 
mehr als eine Woche an Gewerkschaftsfunktionäre (§ 26 
Abs. 1 AGB).
In allen anderen FällenЪаі; die z u s t ä n d i g e  betrieb­

liche Gewerkschaftsleitung die Zustimmungsrechte wahrzu­
nehmen.

Die BGL ist zuständige Leitung, wenn — in Betrieben mit 
weniger als 300 Gewerkschaftsmitgliedern — keine AGLs vor­
handen sind. Wurden solche gebildet, dann ist die jeweilige 
AGL die zuständige Leitung (§24 Abs. 5 AGB). Es ist nicht 
zulässig, den AGLs vorbehaltene Entscheidungen durch Be­
schlüsse der übergeordneten Leitungen zu ersetzen.8 Nur in 
einem Fall — nämlich bei der .Zustimmung zur fristgemäßen 
Kündigung oder fristlosen Entlassung (§ 57 Abs. 3 AGB) — 
kann die übergeordnete Leitung auf Antrag des Betriebes end­
gültig entscheiden, wenn die zuständige betriebliche Gewerk­
schaftsleitung die Zustimmung verweigert hat.

Hingegen kann die Zustimmung der zuständigen betrieb­
lichen Gewerkschaftsleitung zu einer Kündigung durch den 
Betrieb nicht durch eine Entscheidung der übergeordneten 
Gewerkschaftsleitung ersetzt werden, wenn eine Entscheidung 
der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung über- 
haupt-nicht herbeigeführt wurde.10 11

Im Ausnahmefall kann die BGL die zuständige Leitung 
sein, obwohl eine AGL vorhanden ist, nämlich dann, wenn be­
stimmte Rechte und Pflichten für alle Werktätigen des Betrie­
bes bzw. für Werktätige mehrerer Abteilungsgewerkschafts­
organisationen einheitlich zu regeln sind.11 Das könnte z. B. 
praktisch werden bei der Zustimmung zur Inkraftsetzung von 
Leistungskennzahlen (§ 78 Abs. 1 AGB) für gleiche Arbeits­
aufgaben, die in unterschiedlichen Kollektiven auszuführen 
sind. Die vorherige Abstimmung mit den zuständigen AGLs 
ist in einem solchen Fall dann ein selbstverständliches Gebot 
innergewerkschaftlicher Demokratie.

Wann ist die Zustimmung zu erteilen?

Sofern in Rechtsvorschriften zu einer Entscheidung die Zu­
stimmung der betrieblichen Gewerkschaftsleitung gefordert 
wird, ist das Vorliegen dieser Zustimmung еіпё Wirksamkeits­
voraussetzung für die Entscheidung (§ 24 Abs. 3 AGB). Dem­
zufolge muß sie vor der Realisierung eingeholt werden. Lehnt 
die Gewerkschaftsleitung die Entscheidung ab, kann diese 
nicht verwirklicht werden. Es entstehen keine Pflichten (z. B. 
zur Leistung von Überstunden) oder keine Rechte (z. B. auf 
Erhöhung des Grundgehalts in der Von-bis-Spanne) für die 
Werktätigen. Oftmals werden zustimmungsbedürftige Ent­
scheidungen den gewerkschaftlichen Leitungen gar nicht zur 
Zustimmung vorgelegt, weil die Leiter die Rechtsvorschriften 
nicht exakt einhalten oder den gewerkschaftlichen Mitwir-
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kungsrechten nicht die gebührende Bedeutung beimessen. Da­
mit ist noch nicht gesagt, daß diese Entscheidungen falsch oder

7 Es 1st m. E. eine Behinderung gewerkschaftlicher Tätigkeit, wenn 
z. B. die Vorschläge lUr Prämiierungen zum 1. Mal nur wenige 
Tage vorher vorgelegt werden, well dann die betriebliche Gewerk­
schaftsleitung — im Interesse der Werktätigen — eine Sondersitzung 
einberufen und durchführen muß.
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